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Zusammenfassung 
Der Einzelhandelssektor in Deutschland zeichnet sich, wie auch in anderen 
Ländern der EU, durch einen Strukturwandel aus, der vorrangig Beschäfti-
gungsformen und räumliche Standortverteilungen berührt. Dieser Strukturwan-
del hat sich bisher in Deutschland im Vergleich zu anderen EU-Ländern nur in 
mittlerer Intensität vollzogen: So sind z.B. die Konzentrationsgrade in den skan-
dinavischen Ländern weitaus höher, während sich in den südeuropäischen 
Ländern bis heute eine kleinteilige und traditionelle Einzelhandelsstruktur kon-
serviert hat. In der Literatur wird bezüglich der Frage nach einer möglichen 
Konvergenz der europäischen Einzelhandelsstrukturen die Vermutung ge-
äußert, daß europaweit gleiche sektorspezifische Handlungslogiken, insbeson-
dere vergleichbare Expansions- und Internationalisierungsstrategien großer 
Einzelhandelsunternehmen, existieren. In Folge dessen wird eine Angleichung 
der nationalen und stadtregionalen Einzelhandelsstrukturen in der EU erwartet. 
Entsprechend der Logik dieses Ansatzes erhalten national- und kommunal-spe-
zifische Faktoren Bedeutung für die Erklärung bestehender Strukturunter-
schiede zwischen den Ländern, verlieren diese aber vermeintlich für die Ausbil-
dung künftiger Raum- und Beschäftigungsstrukturen des (stadtregionalen) Ein-
zelhandels. In den europäischen Ländern gibt es jedoch eine lange Tradition 
der lokalen Regulierung vor allem der räumlichen Versorgungsstrukturen, die 
auch den Kommunen Einflußmöglichkeiten auf die Gestaltung von Raum- und 
Beschäftigungsstrukturen eröffnet. Da wesentliche Wettbewerbsparameter 
konsumnaher Dienstleistungen, wie z.B. der mikroräumliche Standort, in Aus-
handlungsprozessen auf lokaler Ebene festgelegt werden, haben vermutlich die 
lokalen Regulationssysteme, d.h. die wechselseitigen Verflechtungen zwischen 
institutionellen Arrangements und sektorrelevanten Akteuren, einen signifikan-
ten Einfluß auf Verlauf und Intensität des Strukturwandels im Einzelhandel. 
Die Einwirkungsmöglichkeiten der lokalen Regulationssysteme sollen in 
diesem Papier beispielhaft am Bebauungsplanverfahren in Berlin erörtert wer-
den. Zur Analyse dieses politikfeldspezifischen Regulationsregimes wird hier 
der neoinstitutionalistisch fundierte Ansatz der Urbanen Regime vorgestellt 
Seine Leistungsfähigkeit soll  im Rahmen des von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft geförderten Forschungsprojekts zum „Strukturwandel im groß-
städtischen Einzelhandel: ein Vergleich zwischen Berlin, London und Mailand“ 
überprüft werden. Parallel wurde von Petra Potz ein Papier zu den Gover-





The retail industry in Germany is characterised, like in other EU countries, by a 
structural transformation affecting first of all forms of occupation and the spatial 
distribution of outlets. Comparing the intensity of this structural change in the 
EU countries, Germany keeps a middle-ranking position: The level of concen-
tration in the Scandinavian countries, for instance, is much higher whereas in 
the Southern European countries a small scale and traditional retail structure 
has largely been preserved. In the literature it is assumed that a convergence of 
European retail structures is determined by the same sector-specific logic of 
action, including especially comparable expansion and internationalisation 
strategies of the big retail enterprises. As a result, the convergence of metro-
politan retail structures in the EU is expected. According to this approach, spe-
cific factors at a national and a local level gain importance for the explanation of 
existing structural differences between the countries, but supposedly loose 
importance for the development of future spatial and occupation structures in 
the (metropolitan) retail trade. However, in the European countries there is a 
long tradition of local regulation of land use, strengthening the influence of the 
municipalities on spatial and occupation structures. As essential parameters of 
competition of consumer-oriented services, for instance the micro-spatial loca-
tion, are determined in bargaining processes at the local level, local regulation 
systems, i.e. the interconnections between institutional arrangements and rele-
vant actors of the sector, presumably have a significant influence on the direc-
tion and intensity of the structural change in the retail trade. 
 
This paper discusses the influence of the local regulation systems with the help 
of the example of the urban land-use planning procedure in Berlin. For the 
analysis of the regulation regime specific for this policy field (in this policy field) 
the neo-institutionalist approach of “urban regimes” is introduced. Its viability will 
be tested in the research project on “Structural change in the metropolitan retail 
trade: a comparison between Berlin, London, and Milan” funded by the 
Deutsche Forschungsgemeinschaft. Parallel to this publication, a discussion 
paper on the governance structures of the retail industry in Italy, notably in 
Milan, has been published by Petra Potz (Potz 2002). 
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1  Zum Verhältnis zwischen lokalen Regulationssystemen 
und Strukturwandel im deutschen Einzelhandel
1 
Der Einzelhandelssektor in Deutschland zeichnet sich, wie auch in anderen 
Ländern der EU, durch einen nachhaltigen Strukturwandel aus, der, obwohl aus 
mehreren Facetten bestehend, vorrangig Beschäftigungsformen und räumliche 
Standortverteilungen berührt. In der Literatur wird in diesem Zusammenhang 
auf die zunehmende Integration des europäischen Binnenmarktes und die fort-
schreitende Institutionalisierung der EU verwiesen, die eine Konvergenz der po-
litischen und ökonomischen Rahmenbedingungen zwischen den Mitgliedsstaa-
ten zur Folge haben. Diese Harmonisierung des Wettbewerbsumfeldes bewirke 
einerseits eine Intensivierung des Strukturwandels in den nationalen Einzelhan-
delssektoren, da sich die „Internationalisierungsschwelle“ zumindest größerer 
Einzelhandelsunternehmen nachhaltig senke (Anderer 1997; Alexander 1997; 
Dawson/Burt 1998). Der wechselseitige „Import“ von national erfolgreichen Ge-
schäftsmodellen (wie z.B. die Expansion der deutschen Discounter in andere 
europäische Staaten) führe zu einer Angleichung der nationalen und stadtre-
gionalen Einzelhandelsstrukturen in (West-) Europa (Jacobsen 2001; Stern-
quist/Kacker 1994; Tordjman 1995). In der starken Fokussierung auf betriebs-
wirtschaftliche Handlungslogiken übersieht diese Konvergenzthese jedoch die 
spezifische Besonderheit von konsumnahen
2 Dienstleistungen wie des Einzel-
handels, in denen wesentliche Wettbewerbsparameter durch lokale Aushand-
lungsprozesse festgelegt werden, die von der europäischen Ebene nur indirekt 
berührt sind. Eine grundlegende Annahme dieses Beitrages ist daher, daß für 
den Verlauf und die Intensität künftiger Strukturveränderungen (nicht nur) im 
deutschen Einzelhandelssektor die lokalen Regulationssysteme, d.h. die spezi-
fische Konfiguration und die wechselseitige Bezogenheit der institutionellen 
Struktur und der Akteurskonstellationen in den kommunal relevanten Politikfel-
dern, von großer Bedeutung sind. 
Im folgenden soll ein konzeptionell-analytischer Ansatz zur Diskussion vor-
gestellt werden, mit dem der Einfluß der beiden Komponenten lokaler Regula-
tionssysteme, das institutionelle Umfeld und die Akteurskonstellation, auf den 
                                            
1  Ich danke Manfred Röber und Michael Wortmann für eine ausführliche Kommentierung des 
Papiers. Für kritische Anmerkungen danke ich weiterhin Hedwig Rudolph und den Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen der Abteilung „Organisation und Beschäftigung“ am WZB, insbe-
sondere Gisela Neunhöffer, Petra Potz und Anne Schüttpelz. 
2  Die begriffliche Abgrenzung der einzelnen Dienstleistungssektoren ist in der Literatur nicht 
eindeutig: So subsumiert z.B. Kulke (1998) den Einzelhandel unter die Kategorie der „kun-
dennahen Dienstleistungssektoren“. Diese Bezeichnung erscheint mir als nicht trennscharf 
genug, da auch unternehmensnahe Dienstleistungen enge Kundenbindungen aufweisen. 
Deshalb sei hier stattdessen der Begriff der „konsumnahen Dienstleistungen“ verwendet. 2 
Strukturwandel im Einzelhandel untersucht werden kann. Im zweiten Kapitel 
wird dazu zunächst der Strukturwandel im deutschen Einzelhandel detaillierter 
dargestellt. Im Anschluß werden in jeweils getrennten Kapiteln die beiden Kom-
ponenten lokaler Regulationssysteme näher spezifiziert: die institutionelle 
Struktur unter Rückgriff auf neoinstitutionalistische Erklärungsmuster und die 
Akteurskonstellation anhand des analytisch-konzeptionellen Ansatzes der urba-
nen Regime. In den folgenden Kapiteln wird, rekurrierend auf die institutionelle 
Struktur und die Akteurskonstellation in der Bauleitplanung in Berlin, die 
Brauchbarkeit des Forschungsansatzes geprüft, um in der Schlußbetrachtung 
Möglichkeiten und Grenzen dieser Vorgehensweise zu diskutieren. 
2  Der Strukturwandel im deutschen Einzelhandel 
Im deutschen Einzelhandelssektor läßt sich schon seit Mitte der 60er Jahre eine 
Intensivierung des Strukturwandels (Dawson/Burt 1998;  Junker/Kruse  1998; 
Kulke 1998) beobachten, dessen Facetten – allerdings in unterschiedlicher Aus-
prägung – auch in allen anderen Ländern der EU auftreten (Rudolph/Schütt-
pelz 2001; Tordjman 1995). So lassen sich durchgängig steigende Konzentra-
tionsgrade beobachten (vgl. Tabelle 1). 
Zugleich verbindet sich mit der Verdrängung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen auch ein Betriebstypenwandel zu großflächigen, personalarmen Ver-
triebsformen, der ein starkes Flächenwachstum in allen europäischen Ländern 
zur Folge hat (Bahn 2001; Blatt/v. Raczeck 
21998; Bleyer 1999; Conradi 1991; 
Dawson/Burt 1998). So betrug zwischen 1993 und 1998 allein in Deutschland 
das durchschnittliche jährliche Verkaufsflächenwachstum 3,6 Millionen m
2 bzw. 
ca. 3% der Gesamtfläche. Dieser insgesamt hohe Wert wird jedoch durch die 
Entwicklung bei großflächigen Verbrauchermärkten und SB-Warenhäusern 
noch übertroffen, die im gleichen Zeitraum ein Flächenwachstum von insgesamt 
annähernd 30% aufwiesen (Breithor u.a. 2001). 
Der Betriebstypenwandel hatte auch eine Veränderung der räumlichen 
Versorgungsstrukturen zur Folge: Während für kleinflächige Betriebsformate 
auch heute noch zentrale und wohnortnahe Streulagen von Interesse sind (z.B. 
für die insbesondere in Deutschland so erfolgreichen Discounter), präferieren 
großflächige Betriebsformate aufgrund ihrer Anforderungen an Bau- und Park-
platzflächen überwiegend nichtintegrierte Lagen außerhalb der Städte (Kulke 
2001). 
 3 
Tabelle 1:  Konzentration im europäischen Lebensmittel-Einzelhandel 
1999 und 2000 (Anteile am Gesamtumsatz in %) 
 
  TOP 2  TOP 5  TOP 10 
  1999 2000 1999 2000 1999 2000 
Belgien   46,1   47,0   75,4   78-1   91,1   93,1 
Dänemark   58,9   54,0   80,7   75,5   93,3   88,2 
Deutschland   31,1   31,9   61,9   62,8   80,9   82,2 
Finnland
1)   67,1   68,3   86,1   86,4   95,2   95,6 
Frankreich   42,0   43,3   78,5   80,8   93,2   96,4 
Griechenland   26,5   26,8   48,6   49,6   66,8   65,8 
Großbritannien   34,7   33,8   60,8   59,2   85,3   81,5 
Irland
2)   33,8   36,0   62,9   65,5   71,3   73,8 
Italien   16,9   17,5   30,1   32,4   39,7   42,2 
Luxemburg
3)   68,9   70,8   88,8   91,7   91,4   94,3 
Niederlande   53,8   60,8   68,2   75,7   80,8   86,5 
Norwegen
4)   60,9   60,4   98,7   98,6    k.A.    k.A. 
Österreich   44,8   46,9   73,6   77,1   87,0   91,3 
Polen   13,8   12,9   20,1   19,9   27,3   27,5 
Portugal   44,0   41,5   65,4   63,8   74,5   78,9 
Schweden
5)   64,4   64,7   91,8   92,0    k.A.    k.A. 
Schweiz   66,2   67,5   84,0   85,2   93,8   95,2 
Slowakei    7,7   14,8   14,6   22,5   22,1   30,4 
Spanien   40,6   41,5   60,4   63,0   71,6   75,8 
Tschechien   15,3   18,9   32,8   38,9   49,4   55,8 
Ungarn   35,4   33,8   61,4   64,9   74,3   77,6 
1) Finnland: TOP 10 = TOP 7. 
2) Irland: TOP 10 = TOP 8. 
3) Luxemburg: TOP 10 = TOP 6. 
4) Norwegen: TOP 5 = TOP 4. 
5) Schweden: TOP 10 = TOP 6. 
Quelle:  BVL, nach Unterlagen von M + W Eurodata GmbH, Frankfurt/Main. 
Der Flächenzuwachs im Einzelhandel fand daher seit Ende der 70er Jahre vor-
wiegend in diesem sekundären Netz statt (Junker/Kruse 1998), während die 
Verkaufsflächen in dem sog. „primären Netz“, den innerstädtischen Standorten, 
stagnierte (Lademann 1999). Dennoch kann für Deutschland nicht ohne weite-
res von einem generellen Niedergang innerstädtischer Handelsstandorte aus-
gegangen werden (Bahn 2001; Bleyer 1999): Während die Hauptgeschäfts-
strassen (1A-Lagen) auch weiterhin aufgrund der Besucherströme und der häu-
fig exklusiven Sortimente ausreichende Umsätze generieren dürften, leiden ins-
besondere die Nebenstrassen (1B-Lagen) und die Stadtzentren kleinerer und 
mittlerer Städte unter der Konkurrenz nichtintegrierter großflächiger Einzelhan-
delsbetriebe. Zur Zeit ist jedoch ein gegenläufiger Trend zu beobachten: Auch 
aufgrund der Existenz von umfangreichen Konversionsgebieten innerhalb der 
Stadtgebiete (neben im engeren Sinne ehemals militärisch genutzten Flächen 
auch überschüssige Grundstücke der Bahn, Post und Telekom) siedeln sich 
z.B. Einkaufszentren zunehmend in den Innenstädten an (Rüter/Famulok 2000) 
(vgl. Tabelle 2). 4 
Tabelle 2:  Shopping-Center nach Standortlage (%) und Eröffnungsjahren 
 
Standort 1964-1995  1996-1997  1998-1999 2000  insgesamt 
Innenstadt 34,6  26,3  53,3  66,6  37,7 
Stadtteil 40,3  57,9  36,7  19,1  40,7 
Grüne Wiese  25,1  15,8  10,0  14,3  21,6 
Insgesamt 100  100  100  100  100 
Quelle:  EHI (Hg.) (2001): Handel aktuell 2001, Köln. 
Der Strukturwandel hat sich bisher im deutschen Einzelhandel im Vergleich zu 
anderen EU-Ländern nur in mittlerer Intensität vollzogen (Jacobsen 2001; 
Tordjman 1995): So sind z.B. die Konzentrationsgrade in den skandinavischen 
Ländern weitaus höher als in Deutschland, während sich andererseits in den 
südeuropäischen Ländern bis heute eine kleinteilige und traditionelle Einzel-
handelsstruktur konserviert hat. 
In der Literatur wird bezüglich der Frage nach einer möglichen Konvergenz 
der europäischen Einzelhandelsstrukturen die Vermutung geäußert, daß euro-
paweit gleiche sektorspezifische Handlungslogiken, insbesondere vergleichbare 
Expansions- und Internationalisierungsstrategien großer Einzelhandelsunter-
nehmen, existieren. In Folge dessen wird eine Angleichung der nationalen und 
stadtregionalen Einzelhandelsstrukturen in der EU erwartet (Jacobsen 2001; 
Sternquist/Kacker 1994; Tordjman 1995). National und kommunal spezifische 
Faktoren erhalten hier ihre Bedeutung für die Erklärung bestehender Struktur-
unterschiede zwischen den Ländern, verlieren diese aber vermeintlich für die 
Ausbildung  künftiger Raum- und Beschäftigungsstrukturen des (stadtregiona-
len) Einzelhandels (Schröder 1999). In den europäischen Ländern gibt es je-
doch eine lange Tradition der lokalen Regulierung vor allem der räumlichen 
Versorgungsstrukturen, die auch den Kommunen tendenziell Einflußmöglich-
keiten auf die Gestaltung von Raum- und Beschäftigungsstrukturen eröffnet. 
Die Kommunen erscheinen in der wissenschaftlichen und öffentlichen Diskus-
sion jedoch häufig als wehrlose Opfer betriebswirtschaftlich motivierter Expan-
sionsstrategien großer Einzelhandelsunternehmen, denen sie wenig entgegen-
zusetzen haben. Diese Argumentation verkennt, daß wesentliche Wettbe-
werbsparameter konsumnaher Dienstleistungen in Aushandlungsprozessen auf 
lokaler Ebene festgelegt werden. Die Bestimmung z.B. des mikroräumlichen 
Standortes ist für den Erfolg von Einzelhandelsbetrieben von außerordentlich 
hoher Bedeutung und wird zugleich durch die lokale Ebene erheblich beeinflußt. 
Der Strukturwandel im Einzelhandel kann daher nicht als ein sich autonom, d.h. 
unbeeinflußt von der gesellschaftspolitischen Umgebung, vollziehender Prozeß 
gedacht werden, der einzig durch ökonomisch induzierte Handlungslogiken ge-
steuert wird. Vielmehr ist dem lokalen Regulationssystem, den wechselseitigen 
Verflechtungen zwischen institutionellen Arrangements und sektorrelevanten 
Akteuren, eine hohe Bedeutung beizumessen. Die spezifische Ausgestaltung 
des lokalen Regulationssystems beeinflußt vermutlich wesentlich Verlauf und 
Intensität des Strukturwandels im Einzelhandel. 5 
Nun ist wiederum die lokale Regulationsebene nicht unbeeinflußt von den 
nationalen Rahmenbedingungen, sei es die politische Kultur, die traditionell 
unterschiedliche Bedeutung einzelner Akteure oder Akteursgruppen sowie die 
nationale Gesetzgebung, die lokales Handeln direkt oder indirekt steuert. Lo-
kale Regulationssysteme können daher nicht ausschließlich verantwortlich ge-
macht werden für fortdauernde Unterschiede zwischen den nationalen Einzel-
handelssektoren in Europa. Zudem ist die Varianz zwischen einzelnen Regio-
nen oder Kommunen innerhalb eines Landes geringer als die zwischen den 
Ländern, was erst die sinnvolle Voraussetzung für die Thematisierung nationa-
ler Einzelhandelssektoren darstellt. Dennoch hat die lokale Ebene bei konsum-
nahen Dienstleistungen ein besonderes Gewicht, das sich in ihrer konkreten 
Wirkungsweise aus der lokal spezifischen Verflechtung von sektorrelevanten 
Akteurskonstellationen und institutionellen Arrangements ergibt. Der spezifische 
lokale Institutionenrahmen begünstigt bestimmte Akteure mehr als andere in 
der Durchsetzung ihrer Interessen. So sind für politische Entscheidungsträger in 
Abhängigkeit von der spezifischen institutionellen Struktur bestimmte Ressour-
cen im Vergleich zu anderen von besonderer Wichtigkeit und daher durch ge-
eignete Kooperation zu kooptieren, was wiederum den Kontrolleuren dieser 
Ressourcen besondere Handlungsoptionen eröffnet. Verschiedene Interessen 
können sich so in Abhängigkeit der vorhandenen institutionellen Strukturen un-
terschiedlich artikulieren und durchsetzen, was insbesondere folgenreich für die 
Formulierung und Implementation von lokalen Entwicklungsstrategien sein 
kann. Da sowohl die Anzahl der sektorrelevanten Akteure als auch die Komple-
xität des institutionellen Gefüges in Großstädten höher ist als in kleineren oder 
in ländlichen Gemeinden, bietet sich eine detailliertere Untersuchung dieses 
Zusammenhanges für metropolitane Regionen an. Hier lassen sich einerseits 
aufgrund der räumlichen Nähe die komplexe Verflechtung verschiedener, nach 
dem Territorialprinzip geordneter Verwaltungsebenen und formalisierter Ent-
scheidungsverfahren besonders gut analysieren. Andererseits erscheinen hier 
aufgrund der komplexeren Akteurskonstellation die unterschiedlichen Möglich-
keiten der Vernetzung vor dem Hintergrund der spezifischen institutionellen 
Struktur besonders ausgeprägt. Der zur Untersuchung dieses Zusammenhan-
ges entwickelte Forschungsrahmen soll daher anhand der Situation in Berlin 
näher spezifiziert und diskutiert werden. 
2.1  Institutionen als intervenierende Variable im strukturellen 
Wandel des Einzelhandels: Zur Erklärungskraft des  
„Neo-Institutionalismus“ 
Die europäische Diskussion zum Strukturwandel im Einzelhandel ist geprägt 
durch eine Kontroverse über die Gewichtung seiner wesentlichen Determinan-
ten. Einige Autorinnen und Autoren gehen von europaweit gleichen Handlungs-
logiken der großen Einzelhandelsunternehmen aus, die hauptsächlich den 
sektoralen Strukturwandel in den einzelnen Ländern prägen. Sie prognostizie-
ren daher folgerichtig eine Angleichung der europäischen Einzelhandelsstruk-6 
turen (Jacobsen 2001; Sternquist/Kacker 1994; Tordjman 1995). Demgegen-
über weisen andere den national unterschiedlichen Verwaltungskulturen und 
Rechtssystemen (v.a. bezüglich der öffentlichen Regulierung der Bodennut-
zung) und den politisch-administrativen Systemen auf lokaler Ebene eine hohe 
Bedeutung zu und vermuten aus diesem Grund, daß es keine Konvergenz der 
europäischen Einzelhandelsstrukturen geben wird (Newman/Thornley 1996; 
Reynolds 1993; Tordjman 1995). Die zentrale Frage nach der Bedeutung der 
Handlungslogiken sektorrelevanter Akteure vor dem Hintergrund existierender 
institutioneller Regelungsmechanismen auf nationaler und lokaler Ebene ist zu-
gleich auch in der Forschungstradition des „Neo-Institutionalismus“ von zentra-
lem Interesse. Dieser Ansatz modelliert das spezifische institutionelle Gefüge 
als exogene Variable für die Strukturierung des Handlungsraums der Akteure 
und der Interaktion zwischen den Akteuren. 
Die sich aus verschiedenen Disziplinen speisende Forschungstradition des 
Neo-Institutionalismus sieht sich in Abgrenzung zu Gesellschaftstheorien, die 
gesellschaftliche Prozesse und Strukturen ausschließlich als Ergebnis individu-
eller Entscheidungskalküle versteht (Ben-Ner/Putterman 1998; Göhler/Kühn 
1999; Hall 1986; March/Olsen 1989; North 1990; Quack/Morgan 2000; Scharpf 
2000; Thelen/Steinmo 1992). Während institutionalistische Erklärungsansätze 
die Bedeutung von Akteuren für die Steuerung gesellschaftspolitischer Pro-
zesse keinesfalls leugnen, sehen sie die Artikulations- und Durchsetzungsfä-
higkeit dieser Akteure sowie ihre Möglichkeiten zur Koalitionsbildung durch die 
umgebende institutionelle Struktur bestimmt (Ben-Ner/Putterman 1998). Der In-
stitutionenbegriff dient dabei als zusammenfassende Kategorie für „formal rules, 
compliance procedures, and standard operating practices that structure the re-
lationship between individuals in various units of the polity and economy” (Hall 
1986). Zusammenfassend unterstellen die Vertreter des neuen Institutionalis-
mus, daß ökonomische und politische Prozesse sowohl vom Ergebnis als auch 
von Verlauf her durch die spezifische Komposition dieser „Institutionen“ erheb-
lich beeinflusst werden (Hall 1986; Thelen/Steinmo 1992; Göhler/Kühn 1999). 
Institutionen strukturieren jedoch nicht nur die Interaktionen zwischen verschie-
denen Akteuren (Ben-Ner/Putterman 1998; Quack/Morgan 2000), sondern er-
möglichen es diesen auch in ihrer konkreten Ausgestaltung in unterschiedli-
chem Umfang, auf externe materielle und legitimatorische Ressourcen zurück-
zugreifen, um Entscheidungen in ihrem Sinne zu beeinflussen (Hall 1986; 
Thelen/Steinmo 1992). Diese selektive Ressourcenzuweisung steigert daher in 
Verbindung mit ungleichen Artikulationschancen die Wahrscheinlichkeit der be-
günstigten Akteure im Verhältnis zu den anderen, ihre Präferenzen zu realisie-
ren und damit das Ergebnis politischer und ökonomischer Prozesse zu beein-
flussen. 
Sowohl die deutsche als auch die angelsächsische lokale Politikforschung 
hat auf die grundlegenden Fragestellungen und konzeptionellen Ansätze des 
neuen Institutionalismus wenig zurückgegriffen, wenngleich sie teilweise deren 
Begrifflichkeit übernahm. Insbesondere in der deutschen Forschungstradition 
werden Institutionen häufig mit den juristisch definierten Ablauf- und Aufbau-7 
schemata öffentlicher Verwaltungen gleichgesetzt (Röber u.a. 2002; Heinelt/ 
Mayer 2001) – eine Perspektive, die schon aufgrund der Ausblendung der zu-
nehmend in der Forschung wahrgenommenen Ausdifferenzierung der politi-
schen Steuerung zu kurz greift, die unter dem Stichwort „Governance“ auch ge-
rade die Strukturiertheit der Zusammenarbeit zwischen staatlichen, halbstaatli-
chen und privaten Akteuren thematisiert. Als institutionelles Umfeld sollen daher 
im weiteren formalisierte Entscheidungsprozesse in einem spezifischen Politik-
feld bezeichnet werden, die in ihrer konkreten Ausgestaltung auf den verschie-
denen Prozeßstufen systematische Interaktionen zwischen bestimmten privaten 
und öffentlichen Akteuren initiieren und strukturieren. 
2.2  Zur Theorie urbaner Regime: Die Bedeutung der kommuna-
len Akteurskonstellation für die Stadtentwicklung 
Während die deutsche lokale Politikforschung in ihren Erklärungsansätzen für 
lokale
3 gesellschaftliche und im engeren Sinne ökonomische Entwicklungen 
sehr stark auf das politisch-administrative System
4 als erklärende Variable 
rekurriert (Heinelt/Mayer 2001; Röber u.a. 2002), legt die angelsächsische For-
schung mit dem häufig gebrauchten Begriff der Governance ihren Schwerpunkt 
eher auf die Betrachtung der Interaktionen zwischen privaten und öffentlichen 
Akteuren innerhalb von Städten (Judge u.a. 1995). Die spezifische Akzentset-
zung der deutschen Forschung mag durch die vergleichsweise hohe Autonomie 
des politisch-administrativen Systems bei der Bestimmung und Implementation 
von Strategien städtischer Entwicklung bestimmt sein (Strom 1996). In der 
angelsächsischen Forschung hingegen ist, auch wegen der anderen Bedeutung 
und institutionellen Struktur des politisch-administrativen Systems, die Ausdiffe-
renzierung der Akteurskonstellation und die Interaktion zwischen sowie die Ko-
ordination der Akteure für die politische Entscheidungsfindung und Implementa-
tion von Entwicklungsstrategien von größerem Interesse. 
Zwei bedeutende theoretisch-konzeptionelle Ansätze der angelsächsischen 
lokalen Politikforschung sind der Pluralismus- und der Regimeansatz. Trotz 
großer Gemeinsamkeiten zwischen pluralistischen und regimetheoretischen 
Fragestellungen unterscheiden sich beide Ansätze durch einen leicht verscho-
benen Fokus auf städtische Entwicklungsprozesse: Während die Pluralismus-
theorie diskontinuierliche Verteilungskämpfe um öffentlich kontrollierte Res-
sourcen und materielle Erträge städtischer Politik mit wechselnden Akteuren 
thematisiert, betonen Vertreter des Regimeansatzes die Notwendigkeit der 
                                            
3  Der Forschungsschwerpunkt liegt – vermutlich auch aufgrund der komplexeren Interaktions-
muster und Akteurskonstellationen – eindeutig auf Entwicklungsprozessen innerhalb von 
Städten. 
4  Unter dem Begriff des politisch-administrativen Systems sollen hier einerseits die Teil-
systeme der öffentlichen Verwaltung und der Politik, andererseits die kontinuierlichen Inter-
aktionen zwischen ihnen subsumiert werden. 8 
Kombination und gemeinschaftlichen Nutzung privater und öffentlicher Res-
sourcen, um kommunale Entwicklungsstrategien zu implementieren (Stoker 
1995). Kommunale Politik erscheint in den Analysen urbaner Regime im we-
sentlichen durch stabile Koalitionen privater und öffentlicher Akteure mit strate-
gischer Ausrichtung geprägt. In der Literatur dazu wird jedoch häufig nicht ge-
nau spezifiziert, welche qualitativen Voraussetzungen vorliegen müssen, damit 
die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akteuren aus der privaten und 
öffentlichen Sphäre als Regime bezeichnet werden kann. Entsprechend der 
Klassifikation von Interaktionsformen nach Scharpf (2000) sollten zumindest 
netzwerkartige Beziehungen, die neben einseitigen Handlungen auch Ver-
handlungen beinhalten, vorliegen, um von der Existenz eines Regimes zu spre-
chen. Zudem erscheint als wesentliches Charakteristikum eine gemeinschaftli-
che strategische Ausrichtung der Regimepartner notwendig. 
Obwohl urbane Regime empirisch bisher nur in ausgewählten Politikfeldern 
untersucht wurden (Stone 1987; Elkin 1987), leiten die Autoren aus ihren 
Ergebnissen die Existenz von stadtbeherrschenden Regimen ab, die für die 
Entwicklung der Städte von entscheidender und impulsgebender Bedeutung 
seien (für Städte in Deutschland (Kleger 1996; Strom 1996)). Aufgrund der ver-
gleichsweise hohen Komplexität der institutionellen Struktur (Strom 1996) und 
der Akteurskonstellationen erscheint jedoch diese Verallgemeinerung zumin-
dest für deutsche Großstädte mehr als fragwürdig und durch umfassende empi-
rische Darstellungen zu überprüfen. Nichtsdestotrotz erscheint der theoretisch-
konzeptionelle Ansatz der „Urban Regimes“ zur Analyse kommunaler Regula-
tionssysteme geeignet, da in diesem Ansatz schwerpunktmäßig Eigenschaften 
dieser Systeme betrachtet werden, die für den Verlauf und das Resultat sekto-
raler Veränderungsprozesse besonders folgenreich sein dürften: die Anreize für 
und die Art der kontinuierlichen Interaktion zwischen den relevanten Akteuren 
sowie die institutionelle Bedingtheit dieser Kooperationen. Eine gezielte Über-
prüfung anhand zentraler Politikfelder ohne vorschnelle Verallgemeinerungen 
auf sämtliche Politikbereiche einer (Groß-)Stadt erscheint jedoch geboten.  
Nach DiGaetano/Klemanski (1993) handelt es sich bei urbanen Regimen 
um „modes of governance that entail formal and informal arrangements for 
policymaking and implementation, both across public and private domains and 
within the public domain“. Keating (1991) definiert urbane Regime als „a set of 
arrangements through which policy decisions are made, encompassing formal 
structures and informal relationship among political and economic elites com-
prising the governing coalition.“ Nach Keating (1991) ergibt sich der Einfluß und 
die Attraktivität von Akteuren in urbanen Regimen aus der Kontrolle rarer 
Kenntnisse und Fähigkeiten (professionelles Know-how), öffentlicher Ämter und 
materieller Ressourcen (Stone 1993). Obwohl die Kontrolle über Ressourcen 
zweifelsohne eine notwendige Voraussetzung für Handlungsoptionen ist, kann 
die Durchsetzungsfähigkeit von Akteuren nicht allein aus dem Umfang ihrer 
Ressourcen abgeleitet werden. Vielmehr ergeben sich aus der spezifischen 
Konfiguration der institutionellen Struktur unterschiedliche Möglichkeiten für 
verschiedene Akteure, Interessen zu artikulieren und durchzusetzen. Zudem 
kommt Ressourcen kein universeller Wert zu; die Bewertung steht vielmehr in 9 
Abhängigkeit des jeweiligen institutionellen Kontextes, der die Kooptation von 
spezifischen Ressourcen besonders relevant werden läßt (Page/Goldsmith 
1989; Rhodes 1999). Die akteurszentrierte Darstellung von urbanen Regimen 
(Stone 1987; Stoker 1995; Kleger 1996) greift daher zu kurz: Das institutionelle 
Umfeld bestimmt einerseits wesentlich die relative Wichtigkeit von Ressourcen 
und damit die Attraktivität von Akteuren, andererseits durch die Vorstrukturie-
rung von Entscheidungsprozessen auch die Anknüpfungspunkte für kontinuier-
liche Interaktionen informeller Art. Die Konfiguration und die Wirkungsweise ei-
nes Regimes wird daher erheblich durch das institutionelle Umfeld geprägt sein. 
2.3  Die Bedeutung der Stadtplanung für den Einzelhandel 
Ein zentrales Politikfeld sowohl für den Einzelhandel als auch für die Kommu-
nen ist die öffentliche Regulierung der Bodennutzung, da hier einer der zentra-
len Wettbewerbsfaktoren im Einzelhandel und zugleich auch die Entwicklungs-
potentiale der Stadt entscheidend bestimmt werden. Aufgrund der großen öko-
nomischen und politischen Bedeutung kommt daher der städtebaulichen Pla-
nung, charakteristischerweise in der Literatur häufig als die Stadtplanung be-
zeichnet, in den Auseinandersetzungen um die künftige Gestaltung der kom-
munalen Infrastruktur eine große Bedeutung zu. Hier finden sich Akteure aus 
der ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen Sphäre zusammen, um in 
hoch reglementierten Verfahrensschritten Entscheidungen über die Stadtpla-
nung im allgemeinen und über konkrete Bauprojekte im besonderen zu treffen. 
Eine Politikfeldanalyse in der städtebaulichen Planung erscheint daher beson-
ders geeignet, die komplexen Interdependenzen der sektorrelevanten Akteure 
vor dem Hintergrund der institutionellen Struktur zu analysieren und damit erste 
Hinweise für die Bedeutung dieser Faktoren für den Strukturwandel im Einzel-
handel zu erhalten. Dieser Beitrag nimmt aufgrund der oben erwähnten Vorteile 
den theoretisch-konzeptionellen Ansatz der urbanen Regime zum Ausgangs-
punkt und verknüpft ihn mit einer Analyse der institutionellen Voraussetzungen. 
Die folgende Darstellung der Bauleitplanung in Berlin ist aus diesem Grund 
zweigeteilt: Zunächst wird die institutionelle Struktur und Einbettung des Be-
bauungsplanverfahrens in das System der Bauleitplanung in Berlin beschrieben 
und im Anschluß werden Anknüpfungspunkte für die Bildung urbaner Regime 
identifiziert. 
3  Die institutionelle Struktur der Bauleitplanung in Berlin 
Die räumliche Verteilung nicht nur der wirtschaftlichen, sondern allgemein ge-
sellschaftlicher Aktivitäten ändert sich im Zeitablauf, wobei an die Raumnutzung 
häufig miteinander konkurrierende Ansprüche gestellt werden. Die Raumpla-
nung in Deutschland soll daher durch eine vorausschauende Planung und aus-
gleichende Lenkung auf eine gesellschaftlich optimale räumliche Verteilung ins-
besondere von Produktions- und Wohnstätten hinwirken (Pfuhl 1994; Vogels 10 
1998). Da divergierende Ansichten über die Optimalität sozialer Zustände in der 
Gesellschaft existieren, erscheint als theoretisch-konzeptionelle Grundlage und 
Legitimation der Raumplanung eine raumwirtschaftliche Theorie besonders at-
traktiv, die, von sehr abstrakten Annahmen ausgehend, eine scheinbar unpar-
teiische, makroökonomisch optimale Verteilung wirtschaftlicher Aktivitäten im 
Raum ableitet. Wahrscheinlich haben aus diesem Grund die deduktiv abgelei-
teten Ergebnisse der „Theorie der zentralen Orte“ (Berry 1967; Christaller 1968; 
Lösch 
31962) sowohl in der Planungspraxis als auch in der wissenschaftlichen 
Literatur für die Formulierung von räumlichen Entwicklungszielen einen solch 
hohen Stellenwert erhalten. Aufgrund der rigiden, ausschließlich auf ökonomi-
schen Effizienzkriterien beruhenden Annahmen sind der Übertragbarkeit der 
Modellergebnisse auf reale Phänomene jedoch enge Grenzen gesetzt. Da ent-
sprechend diesem Ansatz die Wertigkeit und die Verbrauchshäufigkeit der pro-
duzierten Güter und Dienstleistungen die optimale Größe der Einzugsgebiete 
determinieren, ergibt sich als Ergebnis einer makroökonomischen Minimierung 
der Transportkosten die hierarchische Abstufung von Standorten in Abhängig-
keit der angebotenen Waren (Brown 1992; Schätzl
6 1996). Daher ist die Einord-
nung von existierenden und potentiellen Agglomerationen in eine Zentrenhier-
archie der Kern aller Planungskonzeptionen und von hoher politischer Rele-
vanz. Die als effizient abgeleitete räumliche Anordnung von Dienstleistungs-
standorten ergibt sich jedoch in der raumökonomischen Theorie der zentralen 
Orte zugleich auch aus den mikroökonomisch optimalen Standortentscheidun-
gen der Unternehmen und erfordert damit zumindest aus theoretischer Sicht 
nicht den Eingriff des Staates (Pfuhl; 1994). Zur Begründung einer staatlichen 
Regulierung dienen daher nicht nur weitere als relevant angesehene Ziele, die 
sich einer unmittelbaren ökonomischen Bewertung entziehen
5, sondern insbe-
sondere auch die in der Realität beobachteten, von einer makroökonomisch op-
timalen Verteilung abweichenden Ansiedlungspräferenzen der Betriebe. 
In Deutschland setzt die den Bundesländern vorbehaltene Landes- und 
Regionalplanung
6 grundlegende Rahmenbedingungen für die strukturelle Ent-
wicklung größerer Gebiete. Der Bund gab dabei, legitimiert durch seine 
Rahmengesetzgebungskompetenz, mit der Verabschiedung des Raumord-
nungsgesetzes von 1965 vereinheitlichende Richtlinien und Entwicklungsziele 
vor (Söfker 1999). Grundlegend für die Landes- und Regionalplanung war der 
Beschluß der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) zu zentralen Orten 
und ihren Verflechtungsbereichen von 1968, der die Städte und Gemeinden 
nach bestimmten Kriterien in Ober-, Mittel-, Unter- und Kleinzentren mit (in die-
ser Reihung) abnehmender Bedeutung unterteilte (Pfuhl 1994). Diese Termino-
logie wurde in den einzelnen Bundesländern den eigenen Bedürfnissen und der 
spezifischen Raumstruktur angepaßt. Berlin gliedert sich beispielsweise im we-
                                            
5  So scheint die durch den Einzelhandel mitbestimmte Attraktivität einer innerstädtischen Ein-
kaufsstraße auf die politische, kulturelle und soziale Funktionalität von Städten einzuwirken. 
6  Während sich die Landesplanung auf die strukturelle Entwicklung eines gesamten Bundes-
landes oder darüber hinausgehend bezieht, ist die Regionalplanung für einzelne, zusam-
menhängende Gebiete innerhalb eines Bundeslandes zuständig (Söfker 1999). 11 
sentlichen in Zentrumsbereiche, Hauptzentren, Stadtteilzentren und Nahversor-
gungszentren (Bunge/Warweitzki 1998). 
Die Raumplanung in Deutschland ist in einer Abfolge hierarchisch geglie-
derter Pläne organisiert, die sich von der räumlichen Ebene der Bundesrepublik 
ausgehend bis auf einzelne Grundstücke konkretisieren (vgl. Graphik 1). We-
sentliche Planarten und -verfahren sind durch die Bundesgesetzgebung einheit-
lich geregelt: So schreibt das Bundesraumordnungsgesetz (ROG) die Aufstel-
lung von Landesentwicklungs- und Regionalplänen vor, während das Bauge-
setzbuch (BauGB) die lokalen Planungsstufen näher spezifiziert. 
Graphik 1: Planungsstufen 
 
Nationale Ebene  Bundesraumordnungsgesetz/-programm 
1. Regionale Planungsstufe  Landesentwicklungspläne 
2. Regionale Planungsstufe  Regionalpläne 
1. Lokale Planungsstufe 
    (vorbereitend) 
Flächennutzungsplan 
2. Lokale Planungsstufe  Bebauungsplan (B-Plan) 
Quelle: Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (1993): Funktions-
weise städtischer Bodenmärkte in Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
Bonn, S. 85. 
Als Bestandteil der kommunalen Selbstverwaltung ist den Gemeinden zwar 
prinzipiell die Planungshoheit über ihr Gebiet vorbehalten, dennoch hat zwi-
schen der kommunalen und landesweiten Planung eine Abstimmung der ge-
genseitigen Interessen und Entwicklungsziele zu erfolgen (sog. „Gegenstrom-
prinzip der Raumplanung“). Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern 
zeichnet sich das System der Raumplanung in Deutschland insgesamt durch 
eine hohe Formalisierung und Verrechtlichung (European Commission 1997; 
Newman/Thornley 1996), eine hohe Verflechtung
7 zwischen den verschiedenen 
hierarchischen Planungsebenen, allerdings aber auch durch eine sehr dezen-
tralisierte Entscheidungsfindung aus (Bundesministerium für Raumordnung 
1993). 
Die künftige Infrastrukturausstattung und die Ansiedlungsmöglichkeiten von 
Investoren konkretisieren sich in der kommunalen Bauleitplanung, die zumin-
dest in größeren Gemeinden in zwei Stufen erfolgt (Bundesministerium für Ver-
kehr 1999): In einem Flächennutzungsplan wird in Abstimmung mit den überge-
ordneten Vorgaben der Raum- und Regionalplanung die städtebauliche Ent-
wicklung der gesamten Gemeinde anhand unterschiedlich ausgewiesener Bo-
                                            
7  Der im deutschsprachigen Raum gebräuchliche Begriff der „Politikverflechtung“ geht auf 
Fritz Scharpf zurück (Benz u.a. 1992; Scharpf 1985; Scharpf 1993) und ist hier mit der konti-
nuierlichen Interaktion zwischen verschiedenen und gleichen hierarchischen Ebenen 
innerhalb föderaler Staaten konnotiert. In der angelsächsischen Debatte hat sich der Begriff 
der „Central – Local Government Relations“ und „intergovernmental relations“ (Rhodes 
1999) durchgesetzt, der in Erweiterung des Begriffs der „Politikverflechtung“ auch 
zentralistische Staaten einbezieht (Zweigert/Kötz 1987). 12 
dennutzungen rechtsunverbindlich fixiert. Rechtsunverbindliche oder sog. „vor-
bereitende“ Pläne sind zwar nicht für private Akteure, wohl aber für die öffentli-
che Verwaltung bindend. Dennoch sind die Flächennutzungspläne insbeson-
dere auch für die Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsobjekte von großer 
Bedeutung, da sie die für derartige Projekte zulässigen Gebiete innerhalb der 
Gemeinden zonieren. Diese Zonierung erfolgt anhand der Typisierung der Bau-
nutzungsverordnung, die für bestimmte Gebietsausweisungen (Zonen) spezifi-
sche Nutzungsarten vorschreibt. So sind großflächige Einzelhandelseinrichtun-
gen außer in sog. „Kerngebieten“, d.h. im wesentlichen in den Innenstädten, nur 
in eigens für sie ausgewiesenen Sondergebieten zulässig. Auf der Grundlage 
des Flächennutzungsplans werden dann rechtsverbindliche  Bebauungspläne 
für einzelne Grundstücke oder größere zusammenhängende Gebiete erstellt 
(Söfker 1999). 
Die Initiative zur Aufstellung eines Bebauungsplans kann einerseits von der 
Kommune ausgehen, die an der Neugestaltung des betreffenden Gebietes in-
teressiert ist, andererseits auch von Investoren, die mit ihren Bauvorhaben an 
die Gemeinde herantreten. Im Rahmen des Planverfahrens ist für beide Plan-
arten eine Bürgerbeteiligung vorgeschrieben, die z.B. bei der Ausweisung von 
Sonderflächen für großflächige Einzelhandelsbetriebe Einflußmöglichkeiten für 
Bürgerinitiativen oder Interessengemeinschaften bereits ansässiger Einzel-
händler bietet (vgl. Graphik 2). 






































Beschluß der Gemeinde (Bezirke) über den Bauleitplan 
Inkraftsetzen des Plans durch Bekanntmachung 
bei Einwänden aus 
Bürgerbeteiligung 13 
Ergänzend zum Flächennutzungsplan treten sog. „informelle Pläne“ oder Rah-
menpläne, die insbesondere für einzelne (Wirtschafts-) Sektoren oder zusam-
menhängende Gebiete Entwicklungsziele grafisch fixieren. Da auch sie rechts-
unverbindlich sind, unterliegen sie trotz ihrer erheblichen Bedeutung für weitere 
Planungsphasen keiner rechtlichen Überprüfung (vgl. zu den einzelnen Plan-
arten Graphik 3). 



































Quelle:   Eigene Darstellung nach FNP 94. 
Für den Berliner Einzelhandel hat der sektorale Stadtentwicklungsplan 
„Handelsstandort Berlin: Stadtentwicklungsplan Zentren und Einzelhandel“ eine 
besondere Bedeutung, weil hier die Entwicklung der im Flächennutzungsplan 
ausgewiesenen Standorte für Einzelhandelsnutzungen und damit auch die noch 
Raumordnung des Bundes 
Rechtsgrundlage: Bundesraumordnungsgesetz (ROG) 
Gemeinsame Landesplanung Berlin/Brandenburg 
Regelungen zur Regionalplanung 
(LEPro, LEPeV, Regionalpläne) 




Ausführungsgesetz zum BauGB 
Sektorale Entwicklungsplanung 




Teilräumliche Entwicklungsplanung (BEP) 





planende Behörde: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Umweltschutz und Technologie; 
formelle und informelle Pläne 
Städtebauliche Rahmenplanung 14 
zur Verfügung stehenden Flächen weiter spezifiziert werden. Als Entschei-
dungshilfe und zugleich als Kontrollinstrument für die Bezirksverwaltungen hat 
die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung darüber hinausgehend Ausführungs-
vorschriften über großflächige Einzelhandelseinrichtungen beschlossen (der 
sog. „Einzelhandelserlaß“) (Ausführungsvorschriften über großflächige Einzel-
handelseinrichtungen für das Land Berlin 2001), in denen die Vorschriften aus 
den relevanten Teilplänen zusammengefaßt und in konkrete Vorgaben für die 
Bearbeitung und Entscheidung von Ansiedlungsbegehren für großflächige 
Einzelhandelseinrichtungen umgesetzt wurden. Mit ähnlicher Zielsetzung hat 
auch das Land Brandenburg einen Einzelhandelserlaß beschlossen. Diese Aus-
führungsvorschriften schränken zwar den Handlungsspielraum der entspre-
chenden Kommunen (Berliner Bezirke oder Brandenburger Gemeinden) erheb-
lich ein, haben jedoch bisher davon abweichende Ansiedlungen von großflächi-
gen Einzelhandelsbetrieben nicht vollständig verhindern können (Biehl 1999). 
Die Bauleitplanung ist für den Verlauf der Ansiedlungsentscheidung und -
realisierung von entscheidender Bedeutung, da durch dieses formalisierte Pla-
nungsverfahren eine Arena für politische Aushandlungsprozesse geschaffen 
und die kommunale Zustimmung oder Ablehnung des Projektes schließlich 
rechtsverbindlich wird.  
Da in der kommunalen Planung i.d.R. jedoch nur gemeindespezifische In-
teressen berücksichtigt werden, können bestimmte Vorhaben aus der Perspek-
tive der übergeordneten Region zu einer Über- oder Unterversorgung von öf-
fentlichen und privaten Einrichtungen führen. So werden trotz entgegenlauten-
der rechtlicher Bestimmungen die Interessen benachbarter Gemeinden im 
Bauleitplanverfahren häufig nicht berücksichtigt (Vogels u.a. 1998). Die Gefahr 
von suboptimalen Allokationsentscheidungen aufgrund des Standortwettbewer-
bes und negativer externer Effekte besteht jedoch nicht nur auf kommunaler 
Ebene, sondern auch für benachbarte Bundesländer. Zur Vermeidung dieser 
nachteiligen Auswirkungen einer isolierten Planung haben das Abgeordneten-
haus von Berlin und der brandenburgische Landtag 1995 ein gemeinsames 
Landesentwicklungsprogramm (LEPro) für die Region Berlin-Brandenburg be-
schlossen, in dem die Zusammenarbeit der oberen Planungsbehörden und ge-
meinsame Entwicklungsziele festgelegt wurden (Bunge/Warweitzki 1998; 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 1998)
8. Als wesentliches Ziel des aus 
dem Landesentwicklungsprogramm abgeleiteten Landesentwicklungsplans für 
den engeren Verflechtungsraum von Berlin (LEPeV) erscheint hierbei explizit 
die Sicherung und Stärkung der Zentrenhierarchie in Berlin mit besonderer Be-
rücksichtigung der Innenstadtverdichtung (Bunge/Warweitzki 1998). Für Berlin 
als Metropole kann jedoch von einem räumlich konzentrierten Innenstadtbe-
reich nicht gesprochen werden, da sich die Stadt in mehrere Zentren von unter-
                                            
8  Die Beschreibung der institutionellen Struktur und Aufgaben der gemeinsamen Landes-
planung würde den Rahmen dieser Darstellung sprengen. Für detailliertere Informationen 
vgl. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (1998) und Schulte (2000). 15 
schiedlicher Größe und Wichtigkeit unterteilt. Nach dem Flächennutzungsplan 
für Berlin von 1994 (FNP 94) existieren mit dem Zentrumsbereich Zoo und Mitte 
zwei Stadtzentren, die am ehesten als Innenstadt im wirtschaftlichen und kultu-
rellen Sinne bezeichnet werden können (Bunge/Warweitzki 1998). Von überge-
ordneter wirtschaftlicher Bedeutung sind neben den beiden Zentrumsbereichen 
die Hauptzentren, die wegen ihrer guten Verkehrsanbindung (S- bzw. U-Bahn-
anschluß) auch von den Konsumenten aus dem Umland von Berlin besucht 
werden. Der wohnortnahen Versorgung dienen vorwiegend die über die ganze 
Stadt verteilten Stadtteil- und Nahversorgungszentren mit einem überdurch-
schnittlichen Angebot an Lebensmitteln und kurzlebigen Verbrauchsgütern ge-
ringerer Wertigkeit (Bunge/Warweitzki 1998).  
Die Unterteilung des Stadtgebietes in Zentren mit unterschiedlicher 
Wichtigkeit ist für den Einzelhandel von zentraler Bedeutung, da das Ausmaß 
der für den Einzelhandel zur Verfügung stehenden Flächen und die Zulässigkeit 
von großflächigen Betriebstypen von der jeweiligen Charakterisierung der 
Zentren abhängig ist. So sollen sich Investitionsvorhaben für großflächige 
Einzelhandelsbetriebe, deren Einzugsgebiet über einen einzelnen Bezirk 
hinausgehen, räumlich ausschließlich in den zwei Stadt- und den Hauptzentren 
konzentrieren. 
Die im Landesentwicklungsprogramm festgelegte Unterteilung der Region 
in Zentren mit unterschiedlicher Bedeutung wird sowohl durch die Regional-
planung in Brandenburg als auch durch die Stadtentwicklungsplanung in Berlin 
weiter konkretisiert (Lausitz-Spreewald 1997). Die Planung ist dabei hierar-
chisch organisiert und beginnt auf der untersten Stufe mit der Festlegung der 
Entwicklungs- und Bebauungsziele in den Gemeinden und Bezirken. Auf 
nächsthöherer Ebene sorgen übergeordnete Institutionen für eine landesweite 
Abstimmung und einen Ausgleich der kommunalen Entwicklungsprogramme in 
Bereichen mit besonders hohem Investitionsbedarf (Verkehrsinfrastruktur, Müll-
deponien) oder großen Auswirkungen auf benachbarte Räume (Gewerbe-
gebiete, große Einzelhandelsobjekte). So wird in Berlin der rechtsunverbindli-
che Flächennutzungsplan von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, die 
rechtsverbindlichen Bebauungspläne von den Bezirken aufgestellt (Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung 1998). Bei Bebauungsplänen mit gesamt-
städtischer Bedeutung haben jedoch die Senatsverwaltungen für Stadtent-
wicklung und Wirtschaft, Arbeit und Frauen umfangreiche Eingriffs- und Mit-
wirkungsrechte, wobei es über die Einschätzung von Bebauungsplänen häufig 
zu Auseinandersetzungen zwischen den Senatsverwaltungen und den betref-
fenden Bezirken kommt. 
3.1  Der Strukturwandel im Berliner Einzelhandel 
Insbesondere auch an der Errichtung großflächiger Einzelhandelbetriebe ent-
zündeten sich Konflikte zwischen Senats- und Bezirksverwaltungen (Biehl 16 
1999; Bunge/Warweitzki 1998). Nach der Wiedervereinigung sah sich der an-
sässige Einzelhandel einem hohen Modernisierungsdruck ausgesetzt, da sich 
sowohl in West- als auch in Ost-Berlin traditionelle Einzelhandelsstrukturen 
konserviert hatten. Während es in Westberlin vor der Maueröffnung fast keine 
großflächigen Fachmärkte (Brü 1998) gab, existierten in Ostberlin neben eini-
gen Kaufhäusern nur kleinflächige Verkaufsstellen (Jacobsen 1999; Kulke 
1997; Kulke 1999). Während in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung 
großflächige Betriebstypen zunächst vorwiegend in Ostberlin und den Umland-
gemeinden (Rüter 2000) errichtet wurden, entstanden seit der Mitte der 90er 
Jahre auch viele Einkaufszentren und Fachmärkte an verkehrsgünstigen 
Standorten in Westberlin (Bunge/Warweitzki 1998; Vogels 1998) (vgl. Graphik 4 
für Einkaufszentren). 




Einkaufszentren Berlin  Einkaufszentren Berliner Umland 
1   Europa Center  12 Waltersdorf 
2   Ring Center  13 Kaufpark Eiche 
3   Linden Center  14 Havelpark Dallgow 
4   Forum Köpenick  15 A10 Center Wildau 
5   Gropius-Passagen  16 Sterncenter Potsdam 
6   Park Center  17 Südringcenter Großmachnow 
7   Rathaus Center  18 Müggelpark Gosen 
8 Forum Steglitz  19 Multicenter Vogelsdorf 
9 Hallen am Borsigturm 
10 Gesundbrunnen  Center 
11  Schönhauser Allee Arkaden 
 
Quelle: http://www.berlinonline.de/wir_ueber_uns/mediadaten/.inc/verbraucher-
studie_online.pdf; download am 10.06.02 17 
Nach Berechnungen der Industrie- und Handelskammer existiert inzwischen 
allein in Berlin ein Flächenüberhang von 450.000 m
2 (Bach 2001; Bunge/ 
Warweitzki 1998)
9. Mit 0,22  m
2 Shoppingcenterfläche pro Einwohner z.B. ist 
Berlin im Vergleich zu anderen deutschen Städten weit überdurchschnittlich 
ausgestattet (Rüter 2000). Dennoch erscheint für einige Investoren der Markt 
noch nicht gesättigt, da die gesamte Verkaufsfläche pro Kopf noch hinter Ham-
burg und München zurückbleibt (Biehl 1999; La 2002). Bei vergleichsweise 
hoher Arbeitslosigkeit und zurückgehenden Umsätzen im Einzelhandel (Brü 
1998) (vgl. Tabelle 3) hat die Expansion von großflächigen, personalarmen Be-
triebstypen einen Verdrängungswettbewerb zulasten kleinerer und beratungs-
intensiver Geschäfte zur Folge. Darunter leiden einerseits die von diesen Läden 
präferierten Standorte in den 1B-Lagen, so daß in den traditionellen Geschäfts-
strassen untergeordneter Bedeutung vermehrt Leerstände zu beobachten sind 
(Franke 1999; Kulke 2001). Aufgrund der höheren Produktivität der groß-
flächigen Betriebstypen nimmt andererseits auch die Gesamtbeschäftigung im 
Berliner Einzelhandel ab, so daß Warenkaufleute inzwischen zu den größten 
Gruppen unter den arbeitslos gemeldeten Beschäftigten in Berlin gehören.
10 
Aufgrund dieser negativen Auswirkungen ist der Verlauf und die Intensität 
des Strukturwandels politisch sehr umstritten. Während die Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung einerseits durch den oben erwähnten „Einzelhandelserlaß“ 
(Ausführungsvorschriften über großflächige Einzelhandelseinrichtungen für das 
Land Berlin 2001) die unkoordinierte Genehmigung von Bauvorhaben durch die 
zuständigen Bezirksverwaltungen verhindern will, ist sie andererseits der Er-
richtung neuer Einkaufszentren und Fachmärkte nicht grundsätzlich abgeneigt 
(Bach 2001). Ein Beweggrund ist dabei auch die Verringerung von Kaufkraftab-
flüssen in die brandenburgischen Umlandgemeinden. Hingegen sind die Berli-
ner Einzelhandelsverbände, die Industrie- und Handelskammer und lokale Poli-
tiker in den Bezirken, die enge Beziehungen zu den klein- und mittelständi-
schen Betrieben unterhalten, für eine rigide Begrenzung weiterer Ansiedlungen 
von großflächigen Betriebstypen (Bach 2001; Hämmerling 1998; Biehl 1999). 
Obwohl durch den Flächennutzungsplan und den sektoralen Stadtentwick-
lungsplan „Zentren und Einzelhandel“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
1999) potentielle Einzelhandelsstandorte großräumig zoniert werden, konkre-
tisieren sich jedoch die mikroräumlichen Standorte und damit die Erfolgs-
chancen von großflächigen Einzelhandelsbetrieben erst in den Bebauungs-
plänen. Da somit das Bebauungsplanverfahren eine zentrale Arena für die 
Auseinandersetzungen um Neuansiedlungen großflächiger Einzelhandelsbe-
triebe darstellt, erscheint es sinnvoll, die Einfluß- und Koalitionsmöglichkeiten 
der privaten und öffentlichen Akteure in den einzelnen Phasen dieses Verfah-
rens zu untersuchen. 
                                            
9  Diese Berechnungen stützen sich auf Prognosen zur Einwohner- und Kaufkraftentwicklung 
sowie zu Besucherströmen (Breithor u.a. 2001; Bunge/Warweitzki 1998). 
10 http://www.arbeitsamt.de/laa_bb/aktuelles/Inhalt_Pressemitteilungen/Inhalt_PI_2002/pi_ 
2902.html, download am 20.06.02. 18 
Tabelle 3:  Umsatz zu jeweiligen Preisen und Beschäftigte des Berliner 
Einzelhandels 1994-1999 
 
Merkmal  1994 1995 1996 1997 1998 1999 















Einzelhandel mit Waren verschiedener Art  -  -5,4  -2,5  -2,4  0,1  -1,3 
Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln u.ä.  -  7,7  0,2  -12,4  -12,4  -5,8 














sonstiger  Facheinzelhandel  - -3,9 -0,6 -2,2  0,5  1,4 















Einzelhandel mit Waren verschiedener Art  -  -2,0  -4,0  -3,6  -6,1  -4,7 
Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln u.ä.  -  1,6  -2,1  -11,2  -12,7  3,9 














sonstiger  Facheinzelhandel  - -3,8 -3,8 -4,0 -4,9 -6,2 
Einzelhandel (nicht in Verkaufräumen)  -  5,4 -12,9 -11,0 -25,0 -11,9 















Einzelhandel mit Waren verschiedener Art  105,7  100  97,5  95,2  95,3  94,1 
Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln  u.ä.  92,8  100  100,2 87,8 76,9 72,4 














sonstiger  Facheinzelhandel  104,1  100 99,4 97,2 97,7 99,1 















Einzelhandel mit Waren verschiedener Art  102,0  100 96,0 92,5 86,9 82,8 
Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln  u.ä.  98,3  100 97,8 86,9 75,8 78,8 














sonstiger  Facheinzelhandel  104,0  100 96,2 92,3 87,8 82,4 
Einzelhandel (nicht in Verkaufsräumen)  94,8  100 87,0 77,4 58,0 51,1 
Quelle:  Berlin 2000; http://www.statistik-berlin.de/berl/einheit/zehnjahreberlinereinheit.pdf; 
download am 10.06.02 19 
3.2  Das Bebauungsplanverfahren in Berlin  
Da Berlin als Stadtstaat zugleich Bundesland und Kommune ist, zeichnet sich 
die lokale Verwaltung durch eine außergewöhnlich hohe institutionelle Dichte 
aus (Klinge 1997; Heintzen 2000; Röber u.a. 2002). Zudem ist die Verflechtung 
der einzelnen Planungsebenen und die Komplexität der Akteurskonstellationen 
im Bebauungsplanverfahren höher als in anderen Kommunen (vgl. Graphik 5). 
Da Neuansiedlungen großflächiger Einzelhandelsbetriebe nach den Bestim-
mungen des „Einzelhandelserlasses“ regelmäßig als „gesamtstädtisch bedeut-
sam“ eingestuft werden, sind für die entsprechenden Bebauungsplanverfahren 
zwei Verwaltungsebenen relevant: die bezirkliche und die gesamtstädtische. 
Auf der Grundlage der prozeßbezogenen institutionellen Struktur soll im folgen-
den überprüft werden, ob und in welcher Konstellation sich Anknüpfungspunkte 
für die Bildung urbaner Regime finden lassen. Zudem sollen die Möglichkeiten 
solcher Regime abgeschätzt werden, die Entscheidungsverfahren signifikant zu 
beeinflussen. 
Zuständig für die Aufstellung von Bebauungsplänen und damit für die Ein-
leitung von Bebauungsplanverfahren sind grundsätzlich die Bezirksämter als 
Verwaltungsbehörden der Bezirke
11 (Dürr/Korbmacher 
22001; Will 2001). Die 
Initiative kann dabei von der Bezirksverwaltung selbst ausgehen, die an der 
Neugestaltung des betreffenden Gebietes interessiert ist. Prinzipiell können je-
doch auch Investoren mit ihren Projekten an die Bezirksämter herantreten, um 
im Zuge einer Bauvoranfrage oder eines Bauantrages das Verfahren zu initiie-
ren. Für Vorhaben mit gesamtstädtischer Bedeutung oder für als besonders 
wichtig angesehene Gebiete sind jedoch auch das Abgeordnetenhaus oder die 
beteiligten Senatsverwaltungen
12 berechtigt, die Einleitung eines Bebauungs-
planverfahrens bei den Bezirksämtern einzufordern. Kommen die Bezirke die-
ser Aufforderung nicht nach, kann die entsprechende Senatsverwaltung das 
Verfahren an sich ziehen (Dürr/Korbmacher 
22001). Bei großflächigen Einzel-
handelsbetrieben besteht zudem eine frühzeitige Informationspflicht der Bezirke 
über eingehende Bauanträge oder Voranfragen sowie ein besonderes Eingriffs-
recht der relevanten Senatsverwaltungen (Ausführungsvorschriften über groß-
flächige Einzelhandelseinrichtungen für das Land Berlin 2001) (Dürr/Korbma-
cher 
22001).  
                                            
11  Die Bezirke gelten im Sinne des Baugesetzbuches zwar als Kommune, haben aber 
aufgrund der besonderen rechtlichen Situation Berlins als Kommune und gleichzeitig 
Bundesland keine eigene Rechtspersönlichkeit. Sie können als Teil der Gesamtverwaltung 
Berlin als Selbstverwaltungseinheiten bezeichnet werden (Dürr/Korbmacher 
22001). 
12  In der Regel sind das die Senatsverwaltungen für Stadtentwicklung oder für Wirtschaft, 
Arbeit und Frauen. 20 
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Mitteilung über das Ergebnis 
der Abwägung (§ 3(2) BauGB) 
Der Bebauungsplan ist rechtsverbindlich 22 
Als eine Konsequenz der Verwaltungsmodernisierung, die eine Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren und eine Verschlankung der Verwaltung zum Ziel 
hat  (Engelniederhammer u.a. 2000;  Naschold u.a. 1998),  werden  Bebauungs-
planverfahren zunehmend auch im Wege der sog. public privat partnership 
durchgeführt, in denen der Investor umfangreiche Planungsleistungen, für die 
eigentlich die Bezirksämter zuständig sind, selbständig und auf eigene Kosten 
durchführt (Belina u.a. 2001; Heinz 1993). Ohne an dieser Stelle detailliert auf 
die Besonderheiten der public private partnership
13 eingehen zu können, sind 
hier die Einwirkungsmöglichkeiten von Investoren auf den Verfahrensablauf ver-
gleichsweise höher. 
3.3  Die bezirkliche Ebene 
Sofern die Senatsverwaltungen nicht in die Bebauungsplanverfahren eingreifen 
oder diese selbst initiieren, ist die bezirkliche Ebene für die Entscheidungsfin-
dung von größerer Relevanz. Hier ergeben sich anhand des formalisierten 
Verfahrensablaufes prinzipiell zwei Anknüpfungspunkte für kontinuierliche In-
teraktionen zwischen privaten und öffentlichen Akteuren: einerseits die Beteili-
gung interessierter Bürger sowie andererseits der Behörden und anderer Träger 
öffentlicher Belange. 
Als „Träger öffentlicher Belange“ (TöB) sind eine feststehende Gruppe von 
privaten und öffentlichen Akteuren definiert, die unabhängig von der Art der an-
gestrebten Nutzung bei der Erstellung von Bebauungsplänen zu konsultieren 
sind. Da für die formelle Akzeptanz als TöB ein kompliziertes Anerkennungs-
verfahren erforderlich ist Klemisch (1994), bleibt die Zusammensetzung dieser 
Gruppe im Zeitablauf vergleichsweise stabil. Die Einflußmöglichkeiten und die 
Interaktionen der Träger öffentlicher Belange sind bisher für Berlin noch nicht 
untersucht worden. Klinge (1997) hat jedoch in seiner Untersuchung von Be-
bauungsplanverfahren im Bezirk Charlottenburg festgestellt, daß die TöB weit-
gehend isoliert voneinander agieren und im Rahmen zumindest langwieriger 
Bebauungsplanverfahren teilweise auch ihre Zielsetzungen und Motivationen 
verändern. Ein wesentlicher und empirisch zu überprüfender Grund könnte in 
der Tatsache liegen, daß die gesamtstädtisch agierenden, öffentlichen Akteure 
wie die Senatsverwaltungen und Versorgungsunternehmen14 in der Gruppe 
der Berliner TöB die überwiegende Mehrheit darstellen. Zwar sind auch (teil-) 
privatisierte Infrastrukturunternehmen wie Bahn, Post und Telekom mit ihren 
entsprechenden Niederlassungen beteiligt, dürften jedoch an lokalen Entwick-
lungsstrategien nur begrenzt interessiert sein. Für die Formulierung und Imple-
mentation strategischer Entwicklungsziele auf bezirklicher Ebene sind die ge-
nannten Akteure nicht zuständig bzw. dürften dafür kaum Interesse entwickeln. 
                                            
13  Zum Begriff und Wesen des public private partnership vgl. Budäus u.a. (1997). 
14 http://www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt/landschaftsplanung/handbuch/de/planungs-
absicht/mu_3_4.doc); download am 26.07.02. 23 
Einzig bei der Industrie- und Handels- sowie der Handwerkskammer – als 
Interessenvertretungen vorrangig der klein- und mittelständischen Betriebe -
kann hier ein gewisses Engagement vermutet werden, ihren Einfluß als Träger 
öffentlicher Belange bei der Neuansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe 
geltend zu machen. Eine auch nur ansatzweise zu realisierende Koordination 
mit anderen TöBs erscheint jedoch eher unwahrscheinlich. Für die Untersu-
chung von Prozessen urbaner Regimebildungen erscheinen andere, subtilere 
Einflußmechanismen als aussichtsreicher. So sind die für die Vorbereitung von 
Bebauungsplänen zuständigen Stadtplanungsämter in den Bezirken nach dem 
„Einzelhandelserlaß“ gehalten, Einwendungen der Industrie- und Handels- so-
wie der Handwerkskammer bei Planungen im Zusammenhang mit Einzelhan-
delseinrichtungen ein besonderes Gewicht beizumessen. Zudem sollen „außer-
halb der förmlichen Beteiligung“ (Ausführungsvorschriften über großflächige 
Einzelhandelseinrichtungen für das Land Berlin 2001, S. 4152) auch die lokalen 
Einzelhandelsverbände einbezogen werden. Hier können daher erhebliche Ein-
flußmöglichkeiten für die organisierten Interessenvertreter bereits existierender 
Einzelhandelseinrichtungen und hier insbesondere auch der kleinen und mittel-
ständischen Betriebe vermutet werden, auf Neuansiedlungen großflächiger Be-
triebsformen einzuwirken. Inwieweit dieser Einfluß in den letzten Jahren auch 
genutzt wurde, ist bisher noch nicht systematisch untersucht worden. Die Betei-
ligung dieser Interessengruppen an den sektorbezogenen, informellen Fachpla-
nungen auf gesamtstädtischer Ebene
15 deutet jedoch auf einen signifikanten 
Einfluß auf den politischen Entscheidungsprozeß hin. 
Zusammenfassend erscheinen die Träger öffentlicher Belange insgesamt 
nicht als homogene Gruppe mit strategischer Zielsetzung. Dennoch bieten sich 
insbesondere den Interessenverbänden der kleinen und mittleren Betriebe im 
Einzelhandel erhebliche Möglichkeiten, rechtlich legitimiert durch ihre Anerken-
nung als TöB Einfluß auf einzelhandelsbezogene Bebauungsplanverfahren zu 
nehmen (vgl. Graphik 6). 
Graphik 6: Regimefördernde Konstellation auf der Bezirksebene 
 
Teilnehmer  • Fraktionen der BVV 
• Bürgerinitiativen 
• Interessenorganisationen der lokalen 
Einzelhändler (z.B. Arbeitsgemeinschaften, 
Industrie- und Handelskammer, lokale 
Einzelhandelsverbände) 
Ziele Strukturkonservativismus 
Interaktionen  Bürgerbeteiligung, informelle Kontakte, Fach-
foren, Arbeitskreise, Mehrfachmitgliedschaften 
Quelle:   Eigene Darstellung. 
                                            
15  So wurden die Industrie- und Handelskammer sowie der Berliner Einzelhandelsverband an 
der Erstellung des Stadtentwicklungsplans „Zentren und Einzelhandel – Handelsstandort 
Berlin“ beteiligt, der im wesentlichen auf einer Studie der Industrie- und Handelskammer 
aufbaut. 24 
Die Akteurskonstellation bei dem Bürgerbeteiligungsverfahren ist naturgemäß 
heterogener. Seit der Mitte der 60er Jahre nimmt jedoch auch in diesem 
Bereich die Bedeutung von Bürgerinitiativen zu, die als (gering) institutionali-
sierte Interessenvertretungen potentiell für die Bildung urbaner Regime in Be-
tracht kommen (Klinge 1997; Roth 
21998). (Nicht nur) Bebauungsplanrelevante 
Bürgerinitiativen zeichnen sich jedoch häufig dadurch aus, daß sie sich spontan 
anläßlich eines konkreten Investitionsvorhabens bilden, um sich nach erfolgrei-
cher oder verhinderter Realisierung wieder aufzulösen. Als Teilnehmer eines 
urbanen Regimes kommen sie somit aufgrund der fehlenden Kontinuität nicht in 
Frage. Bei genauerer Betrachtung stellt sich die Situation jedoch etwas diffe-
renzierter dar: Insbesondere auf bezirklicher Ebene ist der Pool an Personen, 
die bereit sind, sich gesellschaftlich und politisch zu engagieren, vergleichs-
weise gering. Es ist daher nicht unüblich, daß sich die betreffenden Personen 
durch Mehrfachmitgliedschaften und Einbindungen in personelle Netzwerke der 
Bezirkspolitik auszeichnen (Holtmann 
21998; Wehling 1991; Zimmer 
21998). Auf 
Fachforen, bei kommunalpolitischen Veranstaltungen der lokalen Parteigliede-
rungen und auch über die Bauleitplanung hinausgehenden Bürgerbeteiligungs-
verfahren entstehen enge personelle Beziehungen und netzwerkartige Allian-
zen zwischen Personen mit gleichen Zielsetzungen, die sie koordiniert durch 
geeignete Strategien verfolgen können. Eine Kontinuität bildet sich hier im we-
sentlichen nicht über Organisationen, sondern über die einzelnen Personen 
aus. Eine bedeutende Vernetzungsfunktion nehmen dabei auch die lokalen 
Parteigliederungen ein, da sie Menschen mit gleichen Zielsetzungen versam-
meln und zugleich eine selektierende und kontrollierende Funktion über die lo-
kalen Mandatsträger ausüben (Holtmann 
21998; Wehling 1991; Zimmer 
21998). 
In den Bebauungsplanverfahren sind die Fraktionen der Parteien und ihre Mit-
glieder in den Bezirksverordnetenversammlungen (BVVs) von zentraler Be-
deutung, da letztendlich durch die Beschlüsse der BVV die Bebauungspläne 
Rechtsgültigkeit erhalten. Den Bürgerinitiativen – oder präziser – den sich in 
Bürgerinitiativen organisierenden, politisch aktiven Bürgern bieten sich daher 
vielfältige Möglichkeiten, Einfluß auf Bebauungsplanverfahren auszuüben und 
als kontinuierlich wirkende Akteure an urbanen Regimen zu partizipieren. 
Neben den Bürgerinitiativen existieren häufig als weitere potentielle Teil-
nehmer eines urbanen Regimes auch lokale Arbeits- oder Interessengemein-
schaften, in denen Geschäftsleute von Einkaufsstrassen organisiert sind 
(Dobberke 1999). Diese Arbeitsgemeinschaften sind aufgrund der regelmäßi-
gen Organisation von Straßenfesten und der bezirklich orientierten Lobbyarbeit 
häufig auch mehr oder weniger eng mit der Bezirkspolitik vernetzt und können 
sich auf den unterschiedlichsten Foren Einfluß auf politische Entscheidungen 
verschaffen. 
Einige der in der Literatur genannten Voraussetzungen zur Entstehung ur-
baner Regime sind zusammenfassend auf bezirklicher Ebene durchaus vor-
handen: Aufgrund der formalisierten Beteiligungsmöglichkeiten ergeben sich 
Anknüpfungspunkte für Interaktionen formeller und informeller Art für eine be-25 
grenzte Anzahl öffentlicher und privater Akteure, die kontinuierlich in das Be-
bauungsplanverfahren einbezogen werden oder sich selbst einmischen. In 
weiteren Untersuchungen wird zu klären sein, ob die Zielsetzungen und Res-
sourcen dieser Akteure soweit komplementär sind, daß sich Möglichkeiten zur 
Koalitionsbildung ergeben. Des weiteren sind die Bedingungen zu untersuchen, 
die bei komplementärer Zielsetzung für eine Koalitionsbildung förderlich oder 
hemmend sind. Abschließend ergibt sich dann die Frage nach den Einflußmög-
lichkeiten solcher Regime auf das Bebauungsplanverfahren. 
Eine erste Abschätzung möglicher Koalitionspartner ergab, wie oben dar-
gestellt, daß die Träger öffentlicher Belange (TöB) als strategisch handelnde 
Gruppe nicht in Betracht kommen. Eher kommen dafür Bürgerinitiativen oder 
lokale Arbeitsgemeinschaften der ansässigen Einzelhändler in Frage. Eine 
denkbare und überprüfenswerte Konstellation kann sich z.B. aus der gemein-
samen Zielsetzung ergeben, bestehende Strukturen zu konservieren, sei es aus 
Gründen des Konkurrenzschutzes (Einzelhändler) oder der Bewahrung des lo-
kalen Umfeldes (Bürgerinitiativen): 
Die Bedeutung, die Zielsetzungen und das Aktivitätsniveau der einzelnen 
Akteure werden in den einzelnen Bezirken variieren; dies wird Gegenstand 
weiterer Untersuchungen sein. In der angelsächsischen Forschung zu urbanen 
Regimen erscheint die skizzierte Konstellation jedoch grundlegend für die Bil-
dung empirisch nachgewiesener sog. „organischer Regime“, die sich erfolgreich 
für den Erhalt des „Status Quo“ einsetzen (DiGaetano/Klemanski 1993; Stoker/ 
Mossberger 1994; Stone 1993). Ob auch in Berlin aufgrund dieser Konstellation 
urbane Regime auf Bezirksebene existieren und gfls. welche Einflußmöglich-
keiten sie besitzen, ist klärungsbedürftig. 
Trotz intensiver Vernetzungsmöglichkeiten zwischen den in der Tabelle 
aufgeführten Akteuren, die naturgemäß in Abhängigkeit der vor Ort existieren-
den Bürgerinitiativen und Interessengemeinschaften stehen und deren Enga-
gement zwischen den Bezirken variiert, sind – wie oben erwähnt – viele Ein-
kaufszentren und Fachmärkte in Berlin entstanden. Spektakuläre Erfolge in der 
Verhinderung großer Investitionsprojekte (nicht nur) im Einzelhandel werden 
nur selten in der Öffentlichkeit thematisiert. Dieser Umstand kann entweder in-
formellen, schon im Vorfeld einsetzenden Verhinderungsstrategien geschuldet 
sein oder der Nichtexistenz bzw. relativen Erfolglosigkeit von urbanen Regimen 
auf bezirklicher Ebene. Ein wesentlicher Grund für letztere Annahme mag sein, 
daß die Teilnahme eines potentiellen, aber zentralen Koalitionspartners in den 
bezirklichen urbanen Regimen nicht ohne weiteres vorausgesetzt werden kann: 
das Bezirksamt und die gewählten Stadträte. Da die Bebauungsplanverfahren 
von den Bezirksämtern eingeleitet werden, kommt ihnen eine zentrale Rolle in 
den Verfahren zu. In der Regel sind die Bezirksämter und Stadträte trotz ge-
genteiliger Beteuerungen (Uhde 1997) an neuen Investitionsvorhaben in ihren 
Bezirken interessiert (Biehl 1999; Hämmerling 1998). Diese Politik ist getragen 
von der Befürchtung, daß die Investitionsvorhaben bei ablehnenden Entschei-
dungen dann im Nachbarbezirk mit negativen Konsequenzen auf die eigenen 26 
Geschäftsstrassen realisiert werden. Zudem werden Investoren häufig im Rah-
men sog. „städtebaulicher Verträge“ verpflichtet, umfangreiche „Ausgleichs-
maßnahmen“ für ihr Bauvorhaben zu erbringen. Dazu kann z.B. die Anlage und 
Pflege von Grün- und Erholungsflächen gehören wie auch die Errichtung zu-
sätzlicher Verkehrsanbindungen oder sonstiger ergänzender Infrastruktur. Für 
die Stadträte eignen sich solche Maßnahmen naturgemäß vorzüglich zur Profi-
lierung vor ihren Wählern, da sie keine bezirklichen Mittel binden und zugleich 
durch die Öffentlichkeit besonders wahrnehmbar sind. Wahrscheinlich haben 
auch aus diesem Grund die Verfahren der public private partnership eine er-
hebliche Ausweitung erfahren (Belina u.a. 2001). Für die Investoren ergeben 
sich auf der anderen Seite zusätzliche Einflußmöglichkeiten auf das Bebau-
ungsplanverfahren, da sie umfangreiche Planungsleistungen in eigener Regie 
übernehmen und damit auch besser steuern können (Freiherr von und zu Fran-
ckenstein 2000; Belina u.a. 2001). Zudem dürfte auch das Interesse der Be-
zirkspolitiker an diesen Investitionsprojekten höher sein. Insofern ist selbst bei 
der Existenz von urbanen Regimen auf Bezirksebene, die den Erhalt des Status 
Quo anstreben, eine Verhinderung von prestigeträchtigen Investitionsprojekten 
nur unter außergewöhnlichen Umständen erwartbar. 
3.4  Die gesamtstädtische Ebene 
Die gesamtstädtische Ebene erhält in den Bebauungsplanverfahren nur dann 
eine Bedeutung, wenn die relevanten Senatsverwaltungen von ihrem Eingriffs-
recht Gebrauch machen oder das gesamte Verfahren an sich ziehen. Wenn die 
Senatsverwaltungen die letztgenannte Variante wählen, entspricht der Verfah-
rensablauf dem für die bezirkliche Ebene dargestellten mit der weiteren Beson-
derheit, daß statt der Bezirksverordnetenversammlungen das Abgeordneten-
haus über die Inkraftsetzung der Bebauungspläne entscheidet. Strom (2001) 
hat in ihrer Untersuchung zur Stadtentwicklungspolitik in Berlin die Akteurskon-
stellation im Rahmen von Bebauungsplanverfahren auf gesamtstädtischer 
Ebene analysiert. Neben spezialisierten Immobilienkonzernen (Projektentwick-
lern) identifizierte sie auch lokal bedeutende Politiker, die in der Bankgesell-
schaft Berlin zusammengefaßten Kreditinstitute und eine kleine Gruppe von Ar-
chitekten und „Experten“ als einflußreich. Obwohl diese Darstellung eine we-
sentliche Grundlage für weitere Untersuchungen bildet, hat sie ihre Grenzen 
dadurch, daß sie sich hauptsächlich auf sehr symbolträchtige Stadtentwick-
lungsprojekte konzentriert. Diese ziehen naturgemäß eine hohe Aufmerksam-
keit auf sich und werden in verschiedensten Fachkreisen intensiv diskutiert. Für 
großflächige Einzelhandelsobjekte erscheint diese Konstellation als sehr kom-
plex und zumindest überprüfenswert. Im Rahmen einer Regimeanalyse wäre 
hier des weiteren zu klären, inwieweit auf gesamtstädtischer Ebene Bürger-
initiativen und die Träger öffentlicher Belange als strategisch agierende Grup-
pen auftreten. Die Untersuchungen von Kleger (1996) und Strom (2001) liefern 
jedoch Hinweise auf Akteure, die nur auf gesamtstädtischer Ebene von Bedeu-
tung sind. Anders als auf bezirklicher Ebene ergeben sich z.B. aus der Bünde-27 
lung von Investitionen über das gesamte Stadtgebiet, die große Einzelhandels-
unternehmen und spezialisierte Immobilienkonzerne auszeichnet, regelmäßige 
vielfältige Anlässe für Gespräche und Kontakte, die zu einer Vernetzung von 
Akteuren in der Bauleitplanung auf gesamtstädtischer Ebene führen können. Da 
großflächige Einzelhandelsobjekte ihrem Wesen nach nicht nur Einzelhan-
delseinrichtungen, sondern (vor allem) auch lukrative Immobilienprojekte sind, 
erscheint es für weitere Untersuchungen sinnvoll, die Gruppe der Investoren 
weiter zu unterteilen (z.B. in Einzelhandelsunternehmen, Immobilien- und Bau-
konzerne). Für Berlin sind z.B. auf der gesamtstädtischen Ebene umfangreiche 
Verflechtungen zwischen öffentlichen und privaten Akteuren bei großen Investi-
tionsvorhaben nachgewiesen worden, die vor allem auch ansässige Immobilien- 
und Bauunternehmen einbezogen (Rose 1997; Sontheimer 1986; Strom 2001). 
Als private Akteure erscheinen daher Immobilien- und Bauunternehmen mit ih-
rer Fokussierung auf ertragreiche Immobilienprojekte von größerer Bedeutung 
für potentielle urbane Regime als Einzelhandelskonzerne. 
In seiner Untersuchung über die Metropolenregion Berlin-Brandenburg 
identifizierte Kleger (1996) eine „Wachstumskoalition“
16, die sich im wesentli-
chen aus den Landesregierungen Berlin und Brandenburg sowie den lokalen 
Unternehmensverbänden zusammensetzt. Um die Wettbewerbsfähigkeit der 
Region Berlin-Brandenburg in der Konkurrenz zu anderen europäischen Metro-
polenregionen sicherzustellen und zu erhöhen, habe sich dieses urbane 
Regime das Ziel gesetzt, durch den Ausbau der Infrastruktur (z.B. der geplante 
Großflughafen in Berlin-Schönefeld) insbesondere prestigeträchtige Investi-
tionsvorhaben anzuziehen. So sehr diese Konstellation für Investitionen in pro-
duzierende und unternehmensnahe Dienstleistungsbetriebe gegeben sein mag, 
so fraglich erscheint sie für Investitionen in großflächige Einzelhandelsobjekte. 
Während erstgenannte häufig für den Export und nicht in direkter Konkurrenz 
zu bestehenden Unternehmen produzieren, sind Einzelhandelsbetriebe per se 
auf den lokalen Markt ausgerichtet und konkurrieren damit direkt mit bereits be-
stehenden Unternehmen. Das Argument zusätzlicher Arbeitsplätze und erhöh-
ter regionaler Wertschöpfung erscheint damit sehr fragwürdig. So versucht 
denn auch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung durch den oben erwähn-
ten „Einzelhandelserlaß“, die räumliche Verteilung von neuen Einkaufszentren 
und großflächiger Fachmärkte zu regulieren (Ausführungsvorschriften über 
großflächige Einzelhandelseinrichtungen für das Land Berlin 2001), ohne sie je-
doch prinzipiell abzulehnen (Biehl 1999; Hämmerling 1998). Nach einer Phase 
des laissez-faire (Biehl 1999) intervenierten die Senatsverwaltungen für Stadt-
entwicklung und Wirtschaft und Betriebe zunehmend gegen genehmigte Inve-
stitionsvorhaben für Einzelhandelsobjekte in den Bezirken, die den von ihnen 
formulierten Zielen der Stadtentwicklung widersprachen (vgl. Übersicht der ge-
planten Projekte in Bunge/Warweitzki (1998)). 
                                            
16  Zum Begriff vgl. DiGaetano/Klemanski (1993) und Stoker/Mossberger (1994). 28 
Eine stabile Koalition von öffentlichen und privaten Akteuren mit einer ge-
meinsamen Fokussierung auf projektbezogene Stadtentwicklungsprozesse er-
scheint in der Literatur als klassische Konstellation für die Bildung von „Wachs-
tumskoalitionen“ (Kleger 1996) oder „instrumentellen Regimen“ (Stoker/Moss-
berger 1994) (Stone 1993). Diese sind jedoch für Berlin zumindest für die 
einzelhandelsbezogene Bauleitplanung noch nachzuweisen. Da auch die Be-
zirksämter an der Entwicklung von Gebieten innerhalb ihrer Bezirke interessiert 
sind, kommen auch sie als potentielle Teilnehmer eines solchen Regimes in 
Betracht. Eine mögliche und überprüfenswerte Konstellation dokumentiert Gra-
phik 7: 
Graphik 7:   Regimefördernde Konstellation auf der gesamtstädtischen 
Ebene 
 
Teilnehmer  •  Bezirksämter 
•  Senatsverwaltungen 
•  Fraktionen des Abgeordnetenhauses 
•  einzelne Lokalpolitiker 
•  Bankgesellschaft Berlin 
•  Repräsentanzen nationaler Baukonzerne 
•  Architekten 
•  spezialisierte Immobilienkonzerne 
(Projektentwicklungsgesellschaften) 
Ziele  ökonomische Aktivierung, kartellartige 
Steuerung von Stadtentwicklungsprozessen 
Interaktionen informelle  Kontakte jeglicher Art, Sponsoring, 
Cross-Finanzierung, Fachforen 
Quelle:   Eigene Darstellung. 
Es gibt insgesamt Hinweise darauf, daß in Berlin aufgrund der hohen institutio-
nellen Dichte tendenziell zwei Typen von urbanen Regimen auf unterschiedli-
chen hierarchischen Ebenen des politischen Entscheidungsprozesses existie-
ren, die in ihren grundlegenden Zielsetzungen und Konzeptionen, Teilnehmern 
und Interaktionen differieren. Diese Hypothese mag vor dem Hintergrund der 
Literatur zu urbanen Regimen überraschen, die, wenn überhaupt, ausschließ-
lich von der Existenz einer stadtbeherrschenden Koalition ausgeht. Bei näherer 
Betrachtung der vorliegenden Untersuchungen fällt jedoch auf, daß fast aus-
schließlich die Akteurskonstellationen in mittelgroßen US-amerikanischen und 
britischen Städten analysiert wurden, die eine weitaus geringere institutionelle 
Dichte als deutsche Großstädte aufweisen. Die institutionelle Struktur des be-
trachteten Politikfeldes übt vermutlich einen nicht zu vernachlässigenden Ein-
fluß auf den Prozeß der Regimebildung aus. So können sich aus den einzelnen 
Phasen des formalisierten Entscheidungsverfahrens in der Bauleitplanung we-
sentliche Anknüpfungspunkte für die Selektion möglicher Teilnehmer einer ur-
banen Koalition ergeben. 29 
Da die lokal ausgehandelten Wettbewerbsparameter für den Einzelhandel 
(stärker als bei anderen Dienstleistungsbranchen) von zentraler Bedeutung 
sind, kann sich die Existenz von urbanen Regimen signifikant auf den Struktur-
wandel im großstädtischen Einzelhandel auswirken. Die Erfolgschancen exter-
ner Einzelhandelsunternehmen werden sich voraussichtlich erheblich durch ihre 
Möglichkeiten bestimmen, Zugang zu den netzartigen Beziehungen der urba-
nen Regime zu finden. Dieser Aspekt ist jedoch in der Forschung noch wenig 
beleuchtet und bedarf weiterer Untersuchungen. 
4 Schlußfolgerungen:  Strukturveränderungen in Abhängig-
keit lokaler Regulationssysteme 
Politikfeldspezifische lokale Regulationssysteme, wie sie sich beispielhaft in der 
Bauleitplanung in Berlin darstellen, sind vermutlich für den Verlauf und die In-
tensität sektoraler Strukturveränderungen im Einzelhandel von signifikanter Be-
deutung. Betriebswirtschaftlich motivierte Handlungslogiken der Einzelhandels-
unternehmen können zwar Strukturveränderungen initiieren, sind aber für die 
Erklärung des tatsächlich stattfindenden Strukturwandels durch die Betrachtung 
komplementärer Branchen wie des Immobiliensektors und des regulativen 
Umfeldes zu ergänzen. Den kommunalen, politikfeldrelevanten Regulations-
systemen – der institutionellen Struktur und der relevanten Akteurskonstellation 
– verbleibt vermutlich ein steuernder Einfluß, der jedoch erheblich von der je-
weiligen spezifischen Ausgestaltung dieser Regulationssysteme abhängig sein 
dürfte. National und international vergleichende Studien mit Städten in Ländern 
mit anderen Verwaltungsstrukturen und -kulturen sind notwendig, um die 
Reichweite der Prägekraft lokaler Regulationssysteme für den Strukturwandel 
im europäischen Einzelhandel zu erhellen. Aufgrund der kommunalen und na-
tionalen Eigenheiten sowohl des institutionellen Umfeldes als auch der rele-
vanten Akteurskonstellationen wird daher trotz vergleichbarer sektoraler Hand-
lungslogiken eine rasche und weitreichende Angleichung der europäischen Ein-
zelhandelsstrukturen nicht zu erwarten sein. 
Bei der Konzeptionalisierung von lokalen Regulationssystemen anhand der 
Bauleitplanung in Berlin ist deutlich geworden, daß die beiden Komponenten lo-
kaler Regulationssysteme, die institutionelle Struktur und die Akteurskonstella-
tion, nicht als voneinander unabhängige Variablen gedacht werden können. So 
erscheint die Bildung und die Ausdifferenzierung urbaner Regime erheblich 
durch die institutionelle Architektur der Politikfelder initiiert und geprägt. Für die 
Bauleitplanung in Berlin ergeben sich Hinweise, daß aufgrund der außerge-
wöhnlich hohen institutionellen Dichte Anknüpfungspunkte sogar für zwei ur-
bane Regime auf unterschiedlichen hierarchischen Verwaltungsebenen existie-
ren können. Die Identifizierung von urbanen Regimen darf jedoch nicht vor-
schnell weder in räumlicher noch in politikfeldübergreifender Hinsicht verallge-30 
meinert werden. Auch werden sich die Einflußmöglichkeiten von lokalen Regu-
lationssystemen in Abhängigkeit der betrachteten Sektoren und Politikfelder 
unterscheiden: Beim Einzelhandel – als konsumnaher Dienstleistungsbranche – 
entscheiden sich wesentliche Wettbewerbsparameter auf der kommunalen 
Ebene. Bei anderen Dienstleistungssektoren und dem produzierenden Ge-
werbe hat insbesondere auch die Wahl des Mikrostandortes mit Abstand nicht 
die Bedeutung wie im Einzelhandel. Mit der räumlichen und politikfeldspezifi-
schen Ausdifferenzierung von Akteurskonstellationen erscheinen der Begriff 
und die Konzeptionalisierung von urbanen Regimen jedoch auf den ersten Blick 
als überdehnt, da regimetheoretisch inspirierte Untersuchungen im Unterschied 
zu pluralistischen Ansätzen die besondere Qualität der netzwerkartigen Interak-
tionen und die strategische Ausrichtung von Regimen fokussieren. Diese Cha-
rakteristika können nicht umstandslos für die oben genannten potentiellen Re-
gimetypen auf bezirklicher und gesamtstädtischer Ebene vorausgesetzt wer-
den. Dennoch bietet ein regimetheoretisch fundierter Ansatz im Gegensatz zu 
anderen Governance-Konzeptionen auf lokaler Ebene (z.B. des Pluralismus) 
erhebliche Vorteile: So fördert die Thematisierung von stabilen Akteurskonstel-
lationen und von „selektiven Anreizen“ (Kleger 1996) für die Teilnahme an urba-
nen Regimen die Untersuchung von systematischen Einflußmöglichkeiten des 
regulativen Umfeldes auf den Strukturwandel im Einzelhandel. Die in der deut-
schen lokalen Politikforschung typische Fokussierung auf die politisch-admini-
strative institutionelle Struktur vernachlässigt dagegen wesentliche Einflußfakto-
ren auf politische und ökonomische Prozesse in den Kommunen. 
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